
Zu berücksichtigen ist ferner, daß neben der Strafe 
auch auf Erlaubnisentzug und die Einziehung von Ge­
genständen erkannt werden kann (vgl. Ziff. 3.2. des Be­
schlusses).
L ü d e r i t z / 1 3 /  weist zutreffend darauf hin, daß die 
Gründe für die Unzweckmäßigkeit der Übergabe der 
Sache an ein gesellschaftliches Gericht sehr vielge­
staltig sein können. Im Beschluß wird deshalb auch 
nur gesagt, wann insbesondere eine Übergabe der Sache 
an ein gesellschaftliches Gericht nicht zweckmäßig ist. 
Eine solche Unzweckmäßigkeit liegt vor, wenn wichtige 
Gründe in der Person des Beschuldigten unter Berück­
sichtigung der konkreten Straftat eine Behandlung in 
der Öffentlichkeit nicht ratsam erscheinen lassen. Hier 
ist insbesondere an die Verfahren gedacht, in denen 
ein Bekanntwerden von Einzelheiten der Straftat in 
der Öffentlichkeit nicht im Interesse der Gesellschaft 
liegt (so z. B. auch bei Sexualdelikten nach §§ 124, 
125 StGB) oder eine besondere Rücksichtnahme auf 
am Strafverfahren beteiligte Personen einschließlich 
des Täters geboten ist; dies betrifft vor allem beson­
ders sensible oder alte Bürger. Aber auch wenn das 
bisherige vorbildliche Verhalten des Beschuldigten im 
krassen Gegensatz zu einer relativ geringfügigen Straf­
tat steht, z. B. eine einmalige Handlung nach § 124 
StGB unter Alkoholeinfluß, der Täter sich ansonsten 
korrekt verhält und auch dem Alkohol nicht übermäßig 
zuspricht, kann eine öffentliche Verhandlung nicht im 
Interesse der Gesellschaft liegen, da das Ansehen der 
beschuldigten ’Person unverhältnismäßig leiden würde. 
Eine Übergabe an ein gesellschaftliches Gericht ist auch 
nicht zweckmäßig, wenn eine sehr schnelle Reaktion 
auf die Straftat erforderlich ist, z. B. gegen Teilnehmer 
an einer Zusammenrottung (§ 217 StGB).
Die von Lüderitz genannten Beispiele — der Beschul­
digte stand innerhalb eines Jahres bereits einmal vor 
einem gesellschaftlichen Gericht, es ist eine Geldstrafe 
von über 50 M erforderlich oder es macht sich ein 
Erlaubnisentzug notwendig — sind weniger Fälle, in 
denen eine Übergabe an ein gesellschaftliches‘Gericht 
nicht zweckmäßig ist, als vielmehr solche, in denen auf 
Grund der Tatschwere und der Persönlichkeit des Tä­
ters eine Übergabe nicht möglich ist, weil die Voraus­
setzungen des § 28 StGB nicht vorliegen.
Die Schlußfolgerungen von Lüderitz, daß „der Strafbe­
fehl gegenüber der Übergabe einer Sache an ein gesell­
schaftliches Gericht eine Ausnahme darstellt“, ist feh­
lerhaft. B e y e r / 1 4 /  weist zutreffend darauf hin, daß 
entscheidend für die Wahl einer dieser Verfahrensmög­
lichkeiten stets die Wirksamkeit des Verfahrens ist, 
d. h. wo durch die Übergabe des Verfahrens an ein ge­
sellschaftliches Gericht eine höhere Wirksamkeit er­
zielt werden kann, muß deshalb immer die Übergabe 
erfolgen.
Der Forderung von Lüderitz, daß der Staatsanwalt mit
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dem Strafbefehlsantrag begründen soll, warum ein 
Strafbefehlsverfahren zweckmäßiger ist, muß wider­
sprochen werden. Diese Prüfung muß das Gericht auf 
Grund des Strafbefehlsantrags und des Ermittlungs­
ergebnisses selbst vornehmen. Kommt das Gericht zu 
dem Ergebnis, daß das Strafbefehlsverfahren nicht 
zweckmäßig ist, muß es die Sache gemäß § 271 Abs. 2 
StPO an den Staatsanwalt zurückgeben.

Zur Behandlung des Schadenersatzantrags 
im Strafbefehlsverfahren

Die aktive Mitwirkung des Geschädigten im Strafver­
fahren (§ 17 StPO) dient u. a. der schnellen und un­
komplizierten Durchsetzung seiner Rechte, insbeson­
dere der Schadenersatzleistung durch den Täter. Die 
exakte Klärung des durch die Straftat verursachten 
Schadens und seiner Höhe ist aber auch eng mit der 
Wirksamkeit des Strafverfahrens verbunden. Die Ent­
scheidung über einen Schadenersatzantrag ist jedoch 
gemäß § 198 StPO nur im Ergebnis einer gerichtlichen 
Häuptverhandlung möglich. Das vereinfachte Verfah­
ren beim Erlaß eines Strafbefehls darf nicht durch 
weitere Fragen belastet werden. Diese vom Gesetz vor­
genommene Lösung bringt für den Geschädigten keine 
Nachteile. Da die Sach- und Rechtslage in diesen Fällen 
zumeist einfach ist, ist die Durchsetzung der Ansprüche 
im zivil- oder arbeitsrechtlichen Verfahren imkompli­
ziert.
Es ist unzulässig, allein wegen der fehlenden Möglich­
keit zur Entscheidüng über einen Schadenersatzantrag 
von der Durchführung eines Strafbefehlsverfahrens ab­
zusehen. Sind die Voraussetzungen für die Durchfüh­
rung eines Strafbefehlsverfahrens gegeben, so kann 
über den gestellten Schadenersatzantrag nicht entschie­
den werden. Der Geschädigte ist darüber zu informie­
ren, daß ein gerichtliches Hauptverfahren nicht einge­
leitet wurde und deshalb die gesetzlichen Vorausset­
zungen für die Entscheidung über den Schadenersatz­
antrag nicht gegeben sind. Der Geschädigte ist auf die 
für die Durchsetzung seines Anspruchs vorhandenen 
Möglichkeiten hinzuweisen (§ 273 Abs. 2 StPO).
Dem Standpunkt des Präsidiums des Stadtgerichts 
von Groß-Berlin, daß in den Fällen, in denen der zivil- 
rechtliche Anspruch dem Grunde und der Höhe nach 
unstreitig ist, der Geschädigte darüber informiert wer­
den sollte, daß im Falle seines Erscheinens zu der den 
Erlaß des Strafbefehls vorangehenden Aussprache die 
Möglichkeit eines sofortigen Vergleichsabschlusses be­
steht, kann nicht beigepflichtet werden. Eine Aus­
sprache vor Erlaß des Strafbefehls gemäß § 271 Abs. 
2 StPO soll — wie bereits erwähnt — das Gericht mit 
dem Beschuldigten nur dann führen, wenn weitere 
erzieherische Hinweise an den Beschuldigten notwen­
dig sind. Keinesfalls dürfen solche Aussprachen durch 
die Behandlung weiterer Fragen, wie z. B. der Schaden­
ersatzleistung, den Charakter von „kleinen Hauptver­
handlungen“ annehmen.
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Zur Effektivität der Aussetzung des Eheverfahrens
Die Gerichte haben die Aufgabe, alle Möglichkeiten 
der gerichtlichen Tätigkeit auszuschöpfen, um erzie­
herischen Einfluß auf die Erhaltung von Ehen zu neh­
men, Störfaktoren überwinden zu helfen und die Ent­
wicklung harmonischer Familienbeziehungen zu för­
dern./!/ Deshalb müssen sie in jedem Stadium eines
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Ehescheiduhgsverfahrens prüfen, ob die Ehe noch er­
halten werden kann. Eine der wichtigsten Maßnahmen, 
die das Gericht dabei treffen kann, ist die Anordnung 
zur Aussetzung des Verfahrens nach den §§ 13, 15 und 
17 FVerfO.
Die Erfahrungen der Gerichte bestätigen, daß die Aus­
setzung des Verfahrens eine beachtliche eheerhaltende 
Wirkung hat. Sie kann wesentlich dazu beitragen, die
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